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Per Mail an: 
vernehmlassungen@astra.admin.ch 
 
 
 
Basel, 09. Januar 2026 
 

 
VERNEHMLASSUNG ABGABE AUF ELEKTROFAHRZEUGE 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Rösti 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als kantonaler KMU-Verband äussert sich der Gewerbeverband Basel-Stadt im Rahmen des 
Vernehmlassungsverfahrens zur Vorlage betreffend der «Abgabe auf Elektrofahrzeuge». Wir 
danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung der Anliegen 
des wichtigen Wirtschaftsstandortes Basel. 

I. Grundsätzliches 

Zustimmung zur Sicherung der Finanzierung 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt unterstützt das Ziel der Vorlage, die Steuerausfälle aus der 
Mineralölsteuer auf fossilen Treibstoff durch die zunehmende Verbreitung der Elektromobilität zu 
kompensieren. Das Verursacherprinzip muss auch für Elektrofahrzeuge gelten, denn wer die 
Strasseninfrastruktur nutzt, soll sich an deren Finanzierung beteiligen. Dies ist essenziell, um den 
Erhalt und den Ausbau der für das Gewerbe lebenswichtigen Verkehrswege sicherzustellen. Ein 
wesentlicher Beweggrund für unsere Unterstützung ist zudem die Technologieneutralität. Aus 
ordnungspolitischer Sicht ist es geboten, dass langfristig alle Antriebsarten gleichbehandelt werden 
und keine Wettbewerbsverzerrungen durch die steuerliche Bevorzugung einer spezifischen 
Technologie entstehen. 

Präferenz für die Variante «Fahrleistung» 

Bezüglich der Umsetzung spricht sich der Gewerbeverband Basel-Stadt für die Einführung einer 
fahrleistungsabhängigen Abgabe aus und lehnt die Variante «Ladestrom» ab. Die Variante 
«Ladestrom» folgt zwar dem Prinzip der Mineralölsteuer, indem der Treibstoff (Strom) an 
Ladeinrichtungen besteuert und an die Fahrzeughalter weitergegeben wird. Dennoch zeigt sie 
erhebliche Schwächen: Es fehlt an Äquivalenz zu den Mineralölsteuern und leichte und schwere 
Nutzfahrzeuge würden überproportional belastet. Dies würde die Transportkosten für das Gewerbe 
unnötig verteuern und die Dekarbonisierung der Logistik bremsen, während die Variante 
Fahrleistung eine differenzierte, gewichtsabhängige Tarifierung ermöglicht. Auch sprechen die 
Umgehungssicherheit und die tieferen Vollzugskosten für die Fahrleistungsabgabe.  

Als Grenzkanton ist Basel-Stadt zudem stark von ausländischem Verkehr betroffen. Nur die Variante 
Fahrleistung stellt sicher, dass auch ausländische Fahrzeuge für die Nutzung der Schweizer 
Infrastruktur einen angemessenen Beitrag leisten. Bei einer Stromsteuer bestünde gerade in der 
Region Basel ein erheblicher Anreiz zum «Ladetourismus» im benachbarten Ausland, wodurch dem 
Schweizer Fiskus Einnahmen entgingen und das inländische Gewerbe benachteiligt würde. 
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Ausserdem entlastet die Variante Fahrleistung Unternehmen davon, als «Tankstellenbetreiber» 
komplexe Abrechnungs- und Messsysteme installieren zu müssen, und erlaubt den Verzicht auf 
aufwendige technische Installationen zur separaten Messung des Fahrstroms zugunsten effizienter 
digitaler Erfassungsmethoden. 

II. Forderungen zur Umsetzung 

Im Rahmen der Umsetzung der Variante Fahrleistung fordert der Gewerbeverband Basel-Stadt: 

Minimaler administrativer Aufwand 

Im Rahmen der Umsetzung der Variante Fahrleistung fordert der Gewerbeverband Basel-Stadt, 
dass das Erhebungssystem für die Fahrzeughalter, insbesondere für KMU mit Flotten, so einfach 
wie möglich ausgestaltet ist. Der Gewerbeverband Basel-Stadt begrüsst die Möglichkeit der 
pauschalen Abgeltung für Kleinfahrzeuge und erwartet unbürokratische, datenschutzkonforme 
digitale Lösungen. 

Staffelung der Einführung 

Die Dringlichkeit einer schnellen Einführung ist geringer als in der Vorlage dargestellt: Die 
Elektroabsätze stagnieren, Mineralölsteuereinnahmen fallen langsamer, während NAF-Ausgaben 
durch Umsetzungsstaus zurückgehen. Dennoch unterstützen wir die Abgabe ab 2030 zur 
langfristigen Infrastrukturfinanzierung – trotz Mehrbelastung für Automobil- und 
Strassentransportbranche, deren Planungssicherheit (insbesondere bei paralleler LSVA-Erfassung 
ab 2029) geschützt werden muss. Eine staffelweise Einführung ab 2030 mildert diese Effekte. 

Keine Mehrbelastung gegenüber Verbrennern 

Die Abgabehöhe muss dabei strikt so bemessen sein, dass sie lediglich die Belastung durch die 
Mineralölsteuer ersetzt und nicht zu einer versteckten Steuererhöhung führt. 

Keine Zweckentfremdung der Automobilsteuer 

Des Weiteren äussert sich der Gewerbeverband Basel-Stadt kritisch zu den Plänen, die Einnahmen 
aus der Automobilsteuer künftig nicht mehr vollständig, sondern nur noch zu 50 Prozent in den 
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) fliessen zu lassen. Die Absicht, die 
Hälfte dieser Einnahmen in den allgemeinen Bundeshaushalt umzuleiten, lehnt der 
Gewerbeverband Basel-Stadt entschieden ab. Bei der vorliegenden Revision handelt es sich um die 
langfristige Sicherstellung der Infrastrukturfinanzierung und nicht um eine Sanierungsmassnahme 
für die Bundeskasse. Das Vorgehen wäre paradox: Dem NAF durch eine neue Abgabe Mittel 
zuzuführen, ihm aber gleichzeitig Mittel aus der Automobilsteuer zu entziehen, läuft der Logik der 
Vorlage zuwider. Der Gewerbeverband Basel-Stadt fordert daher, dass auch künftig 100 Prozent 
der Automobilsteuereinnahmen zweckgebunden in den NAF fliessen. 

III. Schlussbemerkung 
 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt unterstützt die Vorlage zur Sicherung der 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierung unter der Bedingung, dass die Variante Fahrleistung gewählt 
wird und die die Abgabe/Steuer ab dem Einführungszeitpunkt 2030 gestaffelt wird.  
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Für allfällige Rückfragen steht Ihnen 
Tamara Hunziker, Leiterin Politik & Kommunikation (Tel. 061 227 50 73, E-Mail: 
t.hunziker@gewerbe-basel.ch) gerne zur Verfügung. 
 
 
Gewerbeverband Basel-Stadt 
 

 

 

Reto Baumgartner  Tamara Hunziker 
Direktor   Leiterin Politik & Kommunikation 


